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  Polizeiarbeit

In Epinay-sur-Seine wird am 23. Oktober 

2006 eine Polizeistreife durch einen fingier-

ten Anruf in einen Hinterhalt gelockt. Die 

drei Polizisten sehen sich plötzlich ca. 80 

Jugendlichen gegenüber, die sie mit Stei-

nen, Baseballschlägern und Tränengas an-

greifen. 

Laut Auskunft der Zeitschrift „Figaro“ wer-

den in Frankreich täglich 14 Polizeibeamte 

verletzt. Frankreich ist weit weg. 

Wir sind in Österreich. Bei einem praterähn-

lichen Vergnügen in Göppingen tritt eine 

Schwangere den Polizeimeister Ronald H. 

ohne ersichtlichen Grund in die Hoden. Das 

Ergebnis eine schwere Hodenprellung und 

ein Riss der Harnröhre.

Ein Einzelfall ? Sicher, aber einer von 25.000 

jährlich. 

Gewalt gegen
Polizeibeamte
Zirka 3 Millionen Seiten findet der interessierte Leser, wenn 

er auf Google mit den Begriffen „ Polizei, Gewalt“ sucht. 

Wenn man jene Seiten aussortiert, die sich mit der polizei-

lichen Arbeit gegen Gewalt befassen, bleibt noch immer 

genügend Material über. In diesen tausenden verbliebenen 

Seiten sucht man aber fast vergeblich nach Information 

über „Gewalt gegen Polizeibeamte“. Im Überfluss dagegen 

„Gewalt durch Polizeibeamte“. Gibt es wirklich so viel mehr 

Polizeiübergriffe als Angriffe gegen Exekutivbeamte?
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Im Fernsehmagazin „Taff“ wird aus Göttin-

gen die versuchte Festnahme eines Türken 

der abgeschoben werden soll, gezeigt. 

Die Großfamilie will das nicht hinnehmen 

und greift die Beamten an. Das Ergebnis 

drei verletzte Polizisten.

Schon wieder Deutschland. 

Und in Österreich? Zwei Kriminalbeamte 

versuchen in Wien-Liesing einen Türken 

festzunehmen gegen den ein Abschiebe-

bescheid vorliegt. Die Mitbewohner des Ar-

beiterquartiers, ausschließlich Landsleute, 

sind damit nicht einverstanden. Die Türken 

greifen die beiden Beamten an, um ihren 

Landsmann zu befreien. 

Es kommt zu einer Straßenschlacht zwi-

schen ca. 10-12 Angreifern und den zwei 

Beamten. Das Ergebnis vier gebrochene 

Zehen bei einem Beamten –  der war ich.

Wie man sieht, egal welches Land, die Fälle 

und Ursachen gleichen sich. Polizeibeamte 

müssen immer und überall mit einem Angriff 

rechnen. „You dont know what is around 

the corner“ lautet eine Redewendung unter 

englischen Polizisten – Recht haben sie. Als 

Polizist weiß man nicht nur nicht was um die 

Ecke ist, man weiß auch nicht was hinter 

der nächsten Türe ist. Streitschlichtungen 

enden nicht selten damit, dass die Kontra-

henten sich gegen den Friedensstifter, den 

Polizisten, wenden.

Doch verzetteln wir uns nicht in Einzelfälle. 

Versuchen wir das Phänomen Gewalt ge-

gen Polizeibeamte objektiv anzugehen.

Einigkeit herrscht darüber, dass die Gewalt 

weltweit zunimmt. Über die Ursache gibt 

es unterschiedliche Meinungen. Die Linken 

meinen, dass sei das kapitalistische Sy-

stem und die Unterdrückten und Entrech-

teten würden sich eben mit Gewalt Gehör 

verschaffen. Auch die Weltbank befasst 

sich mit dem Thema und sieht soziale Unru-

hen mit einhergehender Gewalt, ausgelöst 

durch die Wirtschaftskrise. Andere Parteien 

und Menschen wissen, dass Gewalt von 

"Links" kommt und verweisen auf die 68er 

- Krawalle die meist mit Straßenschlachten 

verbunden waren. 

Fußballgegner sehen den Grund in der auf-

geheizten Atmosphäre der Stadien, Com-

putergegner in den Gewaltvideospielen der 

Jugend. Und so findet jeder seinen Reibe-

baum und Schuldigen. Nicht zu vergessen, 

wahrscheinlich ist ja die Polizei selbst an 

der Gewalteskalation schuldig. Es muss 

ja friedliche Demonstranten und frustrierte 

Fußballfans zur Gewalt animieren, wenn 

Polizisten in Kampfmontur und nicht in der 

Badehose auftreten.

Österreich und Deutschland sind Länder, 

die gerne alles statistisch belegen wollen. 

So zeigt die deutsche Kriminalstatistik, 

dass Angriffe auf Polizeibeamte seit Jahren 

ständig im Ansteigen begriffen sind. In Ber-

lin stieg die Zahl der Angriffe in zehn Jahren 

um 22%. 2008 waren es bereits 3.371 tät-

liche Angriffe auf Polizeibeamte. Die Steige-

rungsrate in Nordrhein-Westfalen betrug im 

letzten Jahr 20,6%, in Bremen + 18,5%, um 

nur die Spitzenplätze anzuführen. 

25.000 Angriffe jährlich sind ja nicht unbe-

dingt eine Kleinigkeit.

Nun, ganz so schlimm scheint es auf den 

ersten Blick in Österreich nicht zu sein. Die 

Statistik zeigt für 2008 insgesamt 2.123 ver-

letzte Kollegen und Kolleginnen. 

Wenn man jedoch bedenkt, dass Deutsch-

land etwa 10 x so groß wie Österreich ist, 

dann relativiert sich das Bild. Bemerkt 

muss aber werden, dass „nur“ 873 Verlet-

zungen von fremder Gewalt herrühren. Zum 

Vergleich im Jahr 2000 gab es 707 Fälle 

von Verletzungen die von Amtshandlungen 

stammten. Der folgende Höhepunkt war im 

Jahr 2004. In diesem Jahr zählte man 2.079 

verletzte Polizisten, davon 960 durch frem-

de Gewalt. 

Die Zahl sank kontinuierlich bis 2007 auf 

798 und stieg bis zum Vorjahr auf 873 oder 

+9,1%. Man kann es auch anders berech-

nen. In acht Jahren (2000 – 2008) stieg die 

Zahl der Verletzungen um 23%, womit wir 

Berlin den Rang abgelaufen hätten. Nicht 

wirklich ein erstrebenwertes Resultat. Wenn 

man noch den gesunkenen Personalstand 

mit der steigenden Zahl der Verletzungen 

vergleicht, kommt man zum Schluss, dass 

übers Jahr verteilt etwa jeder zehnte Poli-

zist/Polizistin damit rechnen muss verletzt 

zu werden. Von wegen es gibt gefährlichere 

Berufe.

„Die Politik hat durch ihren Einfluss auf die 

Einsatzkonzeption die Hundertschaften der 

Polizei zur Steinigung freigegeben“. So die 

Kritik des Vorsitzenden der deutschen Po-

lizeigewerkschaft Rainer Wendt zur Situati-

on nach den schweren Ausschreitungen in 

Berlin-Kreuzberg.

Weil die Demonstranten bei ihrem „Mai-

Fest“ jedes Auftreten der Polizei als Pro-

vokation empfanden, hielt man sich zurück 

und überließ den „Schwarzen Block“ sich 

selbst. Erst als die etwa 500 Chaoten Jagd 

auf Verkehrspolizisten und Bürger machten, 

durften die Einheiten einschreiten. 

Typisch für Deutschland - bei uns wird aus-

schließlich friedlich demonstriert ? 

Unter Einsatz ihres Lebens versuchen Polizeibe-
amte täglich für Recht und Ordnung zu sorgen.

B
ild

: 
C

I H
ar

al
d

 S
ch

m
id

 -
 W

ie
n

Layout2009-04.indd   9 31.07.2009   07:28:35



11

  Polizeiarbeit

Wenn man Steine und Pfeffersprays als 

friedliche Willensäußerung ansieht, dann ist 

es bei uns friedlich. 

Seltsamerweise wurden anlässlich so einer 

„friedlichen“ KPÖ-Demonstration in Linz 17 

Kollegen/innen verletzt, nur um ein Beispiel 

anzuführen. 

Jetzt wissen wir, dass mehr Gewalt gegen 

Polizisten ausgeübt wird, aber warum?

Niedersachsens Innenminister Uwe 

Schünemann sieht mangelnden Respekt 

und Alkohol als Auslöser. Da hat er vielleicht 

gar nicht so Unrecht. Es wurde festgestellt, 

dass 70% der Täter zum Tatzeitpunkt unter 

Alkohol standen. Das kriminologische For-

schungszentrum in Niedersachsen bestä-

tigt die Einschätzung und setzt noch einen 

drauf: Vor allem bei Jugendlichen mit Mi-

grationshintergrund steigt die Aggressivität 

und Gewaltbereitschaft gegen Polizisten. 

Auch Gerichtsvollzieher und Feuerwehrleu-

te, eigentlich jeder der in staatlichem Auf-

trag handelt, hat mit zunehmender Gewalt 

zu rechnen. 

Wann es zur Ausübung von Gewalt kommt, 

ist unterschiedlich. Hier ist zwischen dem 

Einsatz geschlossener Einheiten und 

stinknormalen Amtshandlungen zu diffe-

renzieren. Mit gewalttätigen Auseinander-

setzungen bei Demonstrationen, Hausbe-

setzungen etc. musste die Polizei schon 

immer leben. Die eingesetzten Einheiten 

sind geschult und entsprechend durch 

ihre Ausrüstung geschützt. Aber auch hier 

wird die Gewalt härter. Molotowcocktails 

und Stahlkugeln aus Schleudern sind kei-

ne staatsbürgerlich erlaubte Willensäuße-

rungen. Sie sind schlicht und einfach ein 

Mordversuch, zumindest aber eine schwe-

re Körperverletzung. 

Diese Täter nehmen den Tod oder die 

schwere Verletzung eines Menschen in 

Kauf und sollten (leider werden sie es nicht) 

die volle Härte des Gesetzes spüren. Viel 

weniger geschützt und weniger vorbereitet 

sind der einfache Streifenpolizist und der 

Kriminalbeamte im täglichen Routinedienst. 

Er wird immer überraschend und unvorbe-

reitet mit Gewalt konfrontiert. Wie die Fälle 

zeigen, sind es meist nichtige Anlässe die 

ausarten. 

Eine Verkehrskontrolle, die Aufforderung 

eine Zigarette wegzuwerfen, eine Identi-

tätsprüfung, eine Streitschlichtung, prak-

tisch jede Amtshandlung kann als Vorwand 

für Gewalt eines Frustrierten herhalten. Ein-

ziger Glücksfall: Wie die Fälle zeigen, ist bei 

diesen Fällen meist keine Waffe im Spiel, 

sondern nur die Faust. 

Verlassen kann man sich darauf nicht, wie 

man im Falle von Kollegen Willi S. (Siehe 

Kasten) sieht.

Gefährliche Großeinsätze   
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Der Fall des Kriminalbeamten Willi S. 

ist typisch für die Gewalt, mit der je-

der Polizist ständig rechnen muss.

Ein verstärktes Einbruchsaufkommen im 

Westen von Wien führte als polizeiliche 

Gegenmaßnahme zu einer verstärkten 

Kontrolltätigkeit in diesem Gebiet. 

Vor allem die Parkanlage in Wien 18., zwi-

schen Gürtel und Martinstraße, sah man 

als Treffpunkt möglicher Tätergruppen.

Am 8. April dieses Jahres kontrollierte 

also eine Gruppe der Kriminalaußenstelle 

Wien-Mitte in der genannten Parkanlage 

fünf Personen, offensichtlich Ausländer 

südländischer Herkunft. Einer der Kon-

trollierten suchte sein Heil in der Flucht, 

doch er rechnete nicht mit Willi S. Der 

Kriminalbeamte, ein durchtrainierter Mit-

telstreckenläufer, nahm sofort die Verfol-

gung auf. In der Schulgasse konnte er 

den Flüchtenden stellen, doch dieser ver-

setzte ihm einen Faustschlag ins Gesicht. 

Durch den Schlag wurde das Funkge-

rät des Krb. beschädigt, was sich in der 

Folge noch als problematisch erweisen 

sollte. Den Mann mittels Pfeffersprays 

zur Aufgabe zu bewegen, nützte nichts, 

im Gegenteil er lief weiter. Er kam nicht 

weit, Willi S. holte ihn neuerlich ein. Die 

Vorsichtsmassnahme, das Pfefferspray 

in der Handzu halten, nützte ihm nichts. 

Unvermutet drehte sich der Mann um und 

stach zu. 

„Nur aus dem Augenwinkel, sah ich et-

was blitzen, eine Gegenreaktion war nicht 

mehr möglich“ so Willi S. Natürlich war 

damit die Verfolgung vorbei, jetzt ging 

es ums nackte Überleben, denn S. hatte 

einen Stich durch die Lunge in das Herz 

erhalten. Normalerweise überlebt man so 

etwas nicht, lautet die allgemeine, medi-

zinische Meinung. 3-5 Minuten, dann ist 

es vorbei. 

Doch Kollege S. hatte Glück, obwohl er 

mit seinem beschädigten Funkgerät keine 

Hilfe herbeiholen konnte. Eine Funkstreife 

war in unmittelbarer Nähe und die Besat-

zung hörte von der Verfolgung. Einer der 

uniformierten Kollegen war ausgebildeter 

Notfallsanitäter und tat sofort das Rich-

tige. Nun kam der zweite Glücksfall. Zufäl-

lig kam eine Ärztin vorbei, die einen Not-

fallkoffer im Auto hatte. Doch selbst mit 

zwei kompetenten Helfern ist in so einem 

Fall die Lebensgefahr nicht vorbei. Nicht 

bewusstlos werden, sonst stirbt man, das 

war seinem Helfer und auch S. klar. So 

erzählte er seinem Kollegen auf dem Weg 

ins Spital den Ablauf des Vorfalls, damit 

man den Täter findet, falls er stirbt. 

Doch es sollte nicht sein. Bereits 20 Mi-

nuten nach dem Vorfall lag S. am Operati-

onstisch des Wilhelminenspitals.

Willi S. überlebte und versieht heute wie-

der seinen Dienst, aber eigentlich müsste 

er tot sein.

Eigentlich müsste er tot sein

Übergabe eines finanziellen Zuschusses des VKÖ durch Vize-
präsident Helmut Tiefenbacher und  Kassier Helmut Bärtl.
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Der eine oder andere Aussenstehende 

meint, auf dieses Thema angesprochen, 

dass die gegenständliche Statistik nicht 

besonders dramatisch sei. So gäbe es z.B. 

mehr Verletzte am Bau. Das mag schon 

stimmen, aber die Statistik zeigt hier nur ein 

unvollkommenes Bild. 

Das verschwollene Gesicht einer 20jährigen 

Kollegin, die beruhigend auf Randalierer 

einwirken wollte, und dafür Faustschlä-

ge bekam, kann nicht als unbedeutenden 

Fall in der Statistik abgetan werden. Dazu 

bedarf es schon einer Portion Kollegenver-

achtung. 

Noch zynischer ist, in solchen Fällen Stra-

fen von Euro 100,- zu verhängen oder ein 

Täter – Opfer – Gespräch als ausreichende 

„Strafe“ anzusehen. 

In den in vielen Kapiteln dieses Buches 

wird die brutale Wahrheit über Angriffe auf 

Polizisten beschrieben. Mittlerweile kün-

digen immer mehr Polizisten wegen der 

gewerkschaftlichen Zensur unter Protest 

ihren Austritt aus der einstmals angese-

henen Gewerkschaft an.

Genau 504 Mal kommt in dem schon zwei 

Wochen nach Erscheinen auf der Spiegel-

Bestseller-Liste plazierten Sachbuch "Vor-

sicht Bürgerkrieg" das Wort "Polizei" vor 

und 235 Mal das Wort "Polizisten". Drei-

zehn Mal wird die Gewerkschaft der Poli-

zei zitiert und fünf Mal die GdP-Zeitschrift 

"Deutsche Polizei". Irgendwie könnte das 

Buch für Polizisten von Interesse sein, sollte 

man meinen. Doch die Gewerkschaft der 

Polizei (GdP) hat offenkundig Angst vor 

dem Inhalt.  Offenbar ist die Wahrheit für 

die Gewerkschaftsführer bedrohlich und 

politisch nicht korrekt. 

Das Buch birgt eine Menge Brisanz - im-

merhin wird darin beispielsweise zum er-

sten Mal über Giftgasangriffe auf deutsche 

Polizisten berichtet. Diese  Berichte kamen 

in den deutschen Medien ebenso wenig 

vor, wie  jene Kurse, in denen Polizisten 

lernen müssen, sich von Zuwanderern in 

Konfliktsituationen anspucken zu lassen 

und dabei auch noch zu lächeln. Der Leser 

erfährt, wie die Polizei in immer mehr deut-

schen Städten die innere Sicherheit nicht 

mehr kontrollieren kann und die Straße zu-

gewanderten "Jugend-Gangs" überlassen 

muss - und deshalb mittelfristig der Ein-

satz der Bundeswehr in Problemgebieten 

vorbereitet wird. Das Buch beschreibt die 

"No-Go-Areas" mitten in Deutschland. 

Und Polizisten, die vor lauter Stress nicht 

wissen, wo ihnen der Kopf steht, können 

in dem Buch lesen, dass es ihren Kollegen 

bundesweit genauso geht - und was sich 

für sie in Zukunft noch alles verschlech-

tern wird. Denn vor allem in den sozialen 

Brennpunkten  wird es schon bald nach 

der Bundestagswahl heiß hergehen, wenn 

die sozialen Leistungen vor dem Hinter-

grund leerer Kassen zusammen gestri-

chen werden. Nicht der Autor Udo Ulfkotte 

spricht - wie der Buchtitel es auf den ersten 

Blick suggeriert - vom drohenden "Bürger-

krieg", sondern Gewerkschaftsführer. Und 

zwar auch Gewerkschaftsführer aus den 

Reihen der Polizei, die in dem Buch sei-

tenweise zitiert werden. Das scheint der 

Gewerkschaft nun nicht zu passen. Sie will 

mit ihren Mitteln verhindern, dass deutsche 

Polizisten das Buch lesen und hat deshalb 

ein Werbeverbot für die Polizeizeitschrift 

"Deutsche Polizei" ausgesprochen. Das 

alles bringt nun immer mehr Polizisten in 

Rage.  

Das, was Polizisten als erstes mitbekom-

men, weil sie es tagtäglich am eigenen 

Leib erfahren und die Folgen als erste 

ausbaden müssen, sollen sie aber nicht 

lesen! 

Auch Polizeibeamte sind Menschen und 

brauchen wie jedes andere Opfer Für-

sorge, vor allem durch die eigenen Vor-

gesetzten. Verschiedene Entwicklungen 

deuten darauf hin, dass bei im Dienst 

verletzten Polizeibeamten eine Verhal-

tensänderung eingetreten ist. 

Ihnen kam das sichere Auftreten ge-

genüber den Bürger abhanden, über-

triebene Vorsicht und Ausweichen bei 

gefährlichen Situationen wurden fest-

gestellt. Können wir es uns tatsächlich 

leisten, dass ein Teil unserer Kollegen 

nach der „inneren Kündigung“ auch noch 

eine „äußere Kündigung“ durchmacht ? 

Die psychologische Betreuung von Ge-

waltopfern in unseren Reihen ist daher 

nicht nur die Ausübung der Fürsorge-

pflicht des Dienstgebers, sondern auch 

Austritte aus der deutschen Polizeigewerkschaft 

eine Notwendigkeit um die Einsatzbereit-

schaft aufrecht zu erhalten.

Wir können nun nachvollziehen warum, 

wann und wer zu Gewalt neigt. Wie man 

sie aber verhindern kann, da rätseln selbst 

die Fachleute. Politiker bieten meist besse-

re Ausrüstung und Schulung an. Die Ge-

werkschaft berät in Arbeitsgruppen und die 

Dienstbehörde erlässt neue Dienstbefehle. 

Ob sich dadurch etwas verändert ist zu 

bezweifeln. Denn all diese Maßnahmen be-

handeln nur die Symptome. 

Generell ist ein Umdenken der gesamten 

Bevölkerung notwendig. Es muss sich die 

Erkenntnis durchsetzen dass Gewalt ge-

gen  Polizeibeamte über kurz oder lang den 

Rechtsstaat in Gefahr bringt. - Wer Organe 

des Staates angreift, greift die Gesellschaft 

an.

Weil die Gewerkschaft der Polizei (GdP) deutsche Polizisten von einem neuen Buch "Vor-

sicht Bürgerkrieg - Was lange gärt, wird endlich gut" fernhalten möchte gibt es eine Welle 

der Empörung.
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